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Das Europäische Parlament (EP) gab am 14.2.2023 grünes Licht für die neuen CO2-Reduktionsziele für neue Pkw und leichte

Nutzfahrzeuge im Rahmen des Pakets „Fit für 55“, so die PM des EP vom gleichen Tag. Die Abgeordneten billigten die mit

dem Rat erzielte Einigung auf überarbeitete CO2-Emissionsnormen für neue Pkw und leichte Nutzfahrzeuge, die an die ehr-

geizigeren Klimaschutzziele der EU angepasst wurden. Die neuen Regeln ebneten den Weg zu dem CO2-Flottenziel der EU.

Demnach sollen neue Pkw und leichte Nutzfahrzeuge bis 2035 emissionsfrei werden, d.h., man wolle die CO2-Emissionen im

Vergleich zu 2021 um 100% reduzieren. Zwischenziel bis 2030 sei es, die Emissionen bei Neuwagen um 55% und bei leich-

ten Nutzfahrzeugen um 50% zu senken. Hersteller, die pro Kalenderjahr nur kleine Mengen produzieren – also 1000 bis

10 000 neue Pkw oder 1000 bis 22 000 neue leichte Nutzfahrzeuge –, könnten bis 2035 von den Verpflichtungen ausge-

nommen werden. Hersteller, die weniger als 1000 Neufahrzeuge pro Jahr produzieren, seien auch in Zukunft davon ausge-

nommen. Der geltende Anreizmechanismus belohne Hersteller, die mehr emissionsfreie und emissionsarme Fahrzeuge ver-

kaufen – also Fahrzeuge, die keine oder höchstens 50 g CO2/km verursachen, etwa Elektrofahrzeuge oder leistungsstarke

aufladbare Hybridfahrzeuge, mit niedrigeren CO2-Reduktionszielen. Dieser Mechanismus werde nun an erwartete Absatz-

trends angepasst. Von 2025 bis 2029 liege der Richtwert dafür bei 25% für den Verkauf von neuen Pkw und bei 17% für

neue leichte Nutzfahrzeuge. Ab 2030 würden keine Anreize dieser Art mehr gesetzt. Berichterstatter Jan Huitema (Renew,

Niederlande) sagte dazu: „Diese Verordnung regt dazu an, emissionsfreie bzw. emissionsarme Fahrzeuge herzustellen. Vorge-

sehen ist darin die ehrgeizige Überarbeitung der Ziele für 2030 und das Ziel der Emissionsfreiheit bis 2035, das für die bis

2050 angestrebte Klimaneutralität von entscheidender Bedeutung ist. Diese Ziele schaffen Klarheit für die Automobilindus-

trie und regen Automobilhersteller zu Innovationen und Investitionen an. Emissionsfreie Autos zu kaufen und zu fahren wird

für Verbraucherinnen und Verbraucher günstiger, und so entsteht auch schneller ein entsprechender Gebrauchtwagenmarkt.

Damit wird nachhaltiges Autofahren für alle zugänglich.“

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Recht des Verbrauchers auf Ermäßi-

gung der Gesamtkosten seines Immobilien-

kredits bei vorzeitiger Kredit-Rückzahlung

umfasst nicht laufzeitunabhängige Kosten

Art. 25 Abs. 1 der Richtlinie 2014/17/EU des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom

4. Februar 2014 über Wohnimmobilienkreditver-

träge für Verbraucher und zur Änderung der

Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 ist dahin auszu-

legen, dass er einer nationalen Regelung, die

vorsieht, dass das Recht des Verbrauchers auf Er-

mäßigung der Gesamtkosten des Kredits bei vor-

zeitiger Rückzahlung des Kredits nur die Zinsen

und die laufzeitabhängigen Kosten umfasst,

nicht entgegensteht.

EuGH, Urteil vom 9.2.2023 – C-555/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-385-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Konkrete Fassung eines Mustergrup-

penvertrags über fondsgebundene Lebens-

versicherungen kann „unlautere Geschäfts-

praxis“ i. S. v. Art. 3 Abs. 1 RL 2005/29/EG

sein

1. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2005/29/EG des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom

11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken

von Unternehmen gegenüber Verbrauchern im

Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie

84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG,

98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates sowie der Verordnung

(EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments

und des Rates (Richtlinie über unlautere Ge-

schäftspraktiken) ist dahin auszulegen, dass es

eine „unlautere Geschäftspraxis“ im Sinne dieser

Bestimmung darstellen kann, wenn ein Versiche-

rungsunternehmen einen Mustergruppenver-

trag über fondsgebundene Lebensversicherun-

gen so verfasst, dass es dem Verbraucher, der

diesem Gruppenvertrag auf Angebot eines zwei-

ten Unternehmens, das Versicherungsnehmer

ist, beitritt, nicht möglich ist, die Art und die

Konzeption des angebotenen Versicherungspro-

dukts und die damit verbundenen Risiken zu

verstehen, und dass dieses Versicherungsunter-

nehmen für diese unlautere Geschäftspraxis haf-

ten muss.

2. Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 2005/29 in Verbin-

dung mit Art. 13 dieser Richtlinie ist dahin aus-

zulegen, dass er einer Auslegung des nationalen

Rechts nicht entgegensteht, die einem Verbrau-

cher, der einen Vertrag aufgrund einer unlaute-

ren Geschäftspraxis eines Gewerbetreibenden

geschlossen hat, das Recht verleiht, die Ungül-

tigerklärung dieses Vertrags zu verlangen.

EuGH, Urteil vom 2.2.2023 – C-208/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-385-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Haftung für Affiliates

a) Der innere Grund für die Zurechnung der Ge-

schäftstätigkeit des Beauftragten gemäß § 8

Abs. 2 UWG liegt vor allem in einer dem Be-

triebsinhaber zugutekommenden Erweiterung

des Geschäftsbetriebs und einer gewissen Be-

herrschung des Risikobereichs durch den Be-

triebsinhaber (Anschluss an BGH, Urteil vom

7. Oktober 2009 – I ZR 109/06, GRUR 2009, 1167

[juris Rn. 21] = WRP 2009, 1520 – Partnerpro-

gramm, mwN).

b) Entwickeln Affiliates eigene Produkte oder

Dienstleistungen, deren Inhalt sie nach eigenem

Ermessen gestalten und zumVerdienst von Provi-

sionenbei verschiedenenAnbietern einsetzen, ist

die Werbung über den Affiliate-Link ein Teil des

Produkts, das inhaltlich von den Affiliates in eige-

ner Verantwortung und im eigenen Interesse ge-

staltet wird. Die Links werden von ihnen nur ge-

setzt, um damit zu ihren Gunsten Provisionen zu

generieren. Ein solcher eigener Geschäftsbetrieb

eines Affiliates stellt keine Erweiterung des Ge-

schäftsbetriebsdesBetriebsinhabersdar.

BGH, Urteil vom 26.1.2023 – I ZR 27/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-385-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: HEITEC III – Abwendung der Verwir-

kung gemäß § 21 Abs. 1 und 2 MarkenG so-

wie Art. 54 Abs. 1 und 2, Art. 110 Abs. 1

S. 2, Art. 111 Abs. 2 GMV

a) Zur Abwendung der Verwirkung gemäß § 21

Abs. 1 und 2 MarkenG sowie Art. 54 Abs. 1 und

2, Art. 110 Abs. 1 Satz 2, Art. 111 Abs. 2 GMV

sind Handlungen des Inhabers des älteren Zei-

chens erforderlich, die ernsthaft und eindeutig

seinen Willen zum Ausdruck bringen, sich der

Benutzung des jüngeren Zeichens zu widerset-

zen und der behaupteten Verletzung seiner

Rechte abzuhelfen (Anschluss an EuGH, Urteil
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